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Sehr geehrter Herr Oberbürgermeister,  

 

die FDP-Fraktion im Rat der Stadt Wuppertal beantragt, Hauptausschuss und Rat mögen 

beschließen: 

 

„Die Sitzungen der städtischen Gremien und Beiräte, der Bezirksvertretungen, der Aufsichts- 

und Verwaltungsräte, die Informations- und Arbeitgespräche mit Mandatsträgern sowie die 

Repräsentationstermine, die im Zusammenhang mit dem Mandat stehen, haben  grundsätzlich 

nicht vor 16.00 Uhr zu beginnen.“ 

 

Begründung: 

Die Ausübung der Ratstätigkeit ist ehrenamtlich. Dies bedeutet, dass die Stadträte unentgeltlich 

in einem öffentlich-rechtlichen Rechtsverhältnis bei der Erfüllung öffentlicher Aufgaben 

außerhalb der Berufstätigkeit mitwirken. Das Wesen der ehrenamtlichen Tätigkeit liegt darin 

begründet, dass diese nicht als Lebensberuf, sondern für eine gewisse Zeit neben einem 

privaten Beruf ausgeübt wird. Eine Vielzahl von Terminen, die im Zusammenhang mit dem 

Mandat stehen (Repräsentationstermine, Bürgerversammlungen, Informationsgespräche, 



 

 

Ausschussvorbesprechungen, Gremiensitzungen) finden jedoch zu einer Uhrzeit statt, die eine 

Ausübung des Berufes kaum noch zulassen. Termine um 11.00 oder 14.00 Uhr sind mit der 

Arbeitstätigkeit der meisten Arbeitnehmer und Selbständigen nicht vereinbar.  

So wird die ehrenamtlich Ratstätigkeit für viele Bevölkerungsgruppen zunehmend unmöglich, 

wenn diese nicht gerade bei öffentlichen Arbeitgebern oder lokalen Versorgungsunternehmen 

beschäftigt sind oder bereits das Rentenalter erreicht haben.  

Damit aber wird der Kreis der für ein Ratsmandat zur Verfügung stehenden Kandidatinnen und 

Kandidaten da facto beschränkt und die bürgerschaftlich-demokratische Mitwirkung nicht mehr 

angemessen gewährleistet. Daran ändert auch die Freistellung zur Ausübung des Mandats in 

der GO wenig. Denn für Selbständige, Arbeitnehmer in kleineren Unternehmen, wo die 

Arbeitskraft jeden Einzelnen zählt, und für Arbeitnehmer, die eine berufliche Karriere anstreben, 

kommt die Freistellung wohl nicht in Frage.  

Die derzeitige Gestaltung der Termine und Sitzungszeiten ist wenig geeignet, die Ausübung des 

Ratsmandates neben der Berufstätigkeit als Ehrenamt wahrnehmen zu können. 

 

Mit freundlichen Grüßen  

 

Jörn Suika 

- Fraktionsvorsitzender -  
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